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AD 115/2010 (DDI)  
Dringlicher Auftrag Fraktion FDP.Die Liberalen: Regelung der Restfinanzierungskos-
ten in der Langzeitpflege (Art. 25a KVG) (25.08.2010) 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Restfinanzierung der Pflegekosten nach Art. 25a Abs. 
5 KVG so zu gestalten, dass sie in Einklang mit der Bundesgesetzgebung und harmonisiert mit 
den Nachbarkantonen stehen. 
 
Begründung (25.08.2010): schriftlich. 
 
Auf 2011 tritt die von den eidgenössischen Räten verabschiedete neue Pflegefinanzierung in 
Kraft. Die Pflegekosten unterteilen sich, grob vereinfacht, in medizinische Pflegekosten einer-
seits sowie Betreuungs- und Hotelleriekosten andererseits. 
Nach dem Krankenversicherungsgesetz KVG darf den Bewohnerinnen und Bewohnern von 
Pflegeheimen von den medizinischen Pflegekosten maximal Fr. 21.60 in Rechnung gestellt 
werden. An die Restkosten der pflegerischen Leistungen haben die Krankenkassen einen An-
teil nach einem normierten Tarif zu leisten. Die Restkosten hat die öffentliche Hand zu über-
nehmen. 
Gemäss unseren Informationen sollen die Selbstzahler im Kanton Solothurn im Vergleich zu 
den umliegenden Kantonen viel stärker belastet werden. Während sich die Höchsttaxe in den 
umliegenden Kantonen auch für höhere Pflegestufen unter 200 Franken bewegt, wird sie im 
Kanton Solothurn wohl deutlich über 300 Franken sein. 
Der Anteil der Selbstzahler in den Solothurnischen Alters- und Pflegeheimen dürfte bei ca. 
40% liegen bei steigender Tendenz. Da immer mehr ältere Leute über entsprechende Ein-
kommen und Vermögen verfügen, ist die Bedeutung der Taxhöhe gross. 
Die Situation mit den unterschiedlichen Taxsystemen und den unterschiedlichen Belastungen 
der Selbstzahler im Vergleich zu den umliegenden Kantonen erfordert umgehend vertiefte 
Abklärung. Es sollen nach Absprache mit den Gemeinden und den betroffenen Kreisen (Hei-
me, etc.) einerseits gesetzlich kompatible Lösungen und andererseits mit den umliegenden 
Kantonen harmonisierte, verträgliche Modelle vorgeschlagen werden. 
Es ist stossend, dass die Umsetzung einer Bundeslösung mit sehr Massiven finanziellen Aus-
wirkungen ohne umfassende politische Diskussion erfolgt.  
 
Unterschriften: 1. Yves Derendinger, 2. Peter Brügger, 3. Andreas Schibli, Kuno Tschumi, Ve-
rena Meyer, Annekäthi Schluep-Bieri, Philippe Arnet, Marianne Meister, Markus Grütter, Re-
mo Ankli, Heiner Studer, Christian Thalmann, Hans Büttiker. (13)  
 


